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Vorwort

Der Titel des Buches steht nicht ohne Absicht in der Nähe des mittlerweile 
gebräuchlichen Begriffs: investigativer Journalismus. Zum Sinnbild des in-
vestigativen Journalismus wurden Carl Bernstein und Bob Woodward, als sie in 
den 1970er Jahren die Watergate-Affäre aufdeckten. Watergate führte auch zu 
einer der größten Kongressuntersuchungen in der amerikanischen Geschichte. 
Was aber ist investigativer Journalismus? Und was investigativer Parlamenta-
rismus? Was haben beide gemeinsam? 

Die Berufsorganisation Investigative Reporters and Editors und die School 
of Journalism der University of Missouri haben 1986 eine gemeinsame Umfra-
ge bei den 500 auflagenstärksten Zeitungen und den 200 größten Fernsehstatio-
nen durchgeführt und eine Definition von investigativem Journalismus vorge-
legt, welche die übergroße Mehrzahl der Befragten als zutreffend betrachteten: 
„It is reporting, through one’s own work product and initiative, matters of im-
portance which some persons or organisations wish to keep secret.“ 

Diese Formulierung lässt sich auch für die Beschreibung des investigativen 
Prozesses parlamentarischer Untersuchungen heranziehen: In bestimmten Fäl-
len kann sich das Parlament nicht damit abfinden, Informationen allein von der 
Exekutive vermittelt zu bekommen, sondern muss selbst und unmittelbar die 
Umstände ermitteln, die zu einem klärungsbedürftigen politischen Vorgang 
geführt haben. Häufig ist der Sachverhalt brisant und nimmt die öffentliche 
Aufmerksamkeit besonders in Anspruch. Das parlamentarische Aufklärungsin-
strumentarium unterscheidet sich selbstverständlich vom journalistischen. Die 
investigative Aufklärungsarbeit wird in der Regel durch parlamentarische Un-
tersuchungsausschüsse geleistet; das Instrumentarium ist dem der judiziellen 
Ermittlung verwandt. Untersuchungsausschüsse können damit in Bereiche vor-
stoßen, die nicht ohne weiteres an das Licht der Öffentlichkeit gelangt wären. 
Nicht selten ergänzen sich journalistische und parlamentarische Aufklärung 
wechselseitig.

Die Aufklärungsarbeit der Untersuchungsausschüsse des US-amerikanischen 
Kongresses übersteigt in Umfang und Reichweite die jedes anderen Parlaments 
der Welt. Deshalb wurde das US-amerikanische Untersuchungsrecht als Ver-
gleichsobjekt im Verhältnis zum deutschen Untersuchungsrecht gewählt. Erste 
Ansätze zu dieser Arbeit entstanden anlässlich der Referententätigkeit im Bun-
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destag zur Zeit des Zustandekommens des Untersuchungsausschussgesetzes im 
Jahr 2001. Der Studienaufenthalt an der Georgetown University in Washington 
D.C. und die Assistenztätigkeit für Congressman Chris Bell 2003 bildeten den 
Grundstein für die Bearbeitung des US-amerikanischen Teils.  

Um das US-amerikanische Untersuchungsrecht umfang- und facettenreich 
behandeln zu können, ist der deutsche Teil auf eine zügige Darstellung ange-
legt. Die hierbei erarbeiteten Grundlinien ermöglichen es dem Leser, gegenwär-
tige und zukünftige Untersuchungen mühelos einzuflechten und so den Text 
jederzeit gedanklich zu aktualisieren. Das Manuskript wurde im Dezember 
2004 abgeschlossen. Die neueren Entwicklungen bis hin zur TV-Übertragung 
aus dem Visa-Untersuchungsausschuss des Bundestages im Mai 2005 konnten 
nicht mehr berücksichtigt werden. Die Veröffentlichung realisierte sich aus 
beruflichen Gründen erst 2006. 

Dank gilt Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Battis für die Betreuung der Arbeit und 
die Erstellung des Erstgutachtens, Prof. Dr. Dr. h.c. Hans Meyer für das Zweit-
gutachten. John Podesta, Chief of Staff von Präsident Clinton, jetzt Visiting 
Professor am Georgetown University Law Center hat mir in vielen Gesprächen 
wertvolle Hinweise zum politisch-praktischen Prozess gegeben; dies gilt auch 
für sein überaus informatives Seminar zu „Congressional Investigations.“ Zu 
danken ist auch Prof. Luis Fisher vom Congressional Research Service, der 
eine große Anzahl kongressioneller Untersuchungen unmittelbar begleitet hat 
und mir umfassend und bereitwillig Auskunft gab.  

Die Arbeit wurde durch ein Stipendium der Friedrich-Ebert-Stiftung geför-
dert. Die Veröffentlichung wurde durch einen Druckkostenzuschuss des Bun-
destages unterstützt sowie durch einen Beitrag des Freundeskreises zur Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses „Gerti Hönings.“ Die mühevolle 
Lektoratsarbeit hat mit viel Geduld Petra Huber übernommen. Hierfür danke 
ich herzlich. 

Mein ganz persönlicher Dank gilt darüber hinaus zwei unermüdlichen Un-
terstützerinnen des Promotionsvorhabens: Gabriele Caliebe, Richterin am Bun-
desgerichtshof, und Margot von Renesse, ehemalige Abgeordnete im Deut-
schen Bundestag. Mit beharrlichen Diskussionen, nützlichen Anregungen und 
ausdauernder Motivation haben sie das Projekt faktisch wie zwei Doktormütter 
begleitet.

Berlin, April 2006      Susann Bräcklein
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Erster Teil 

Einführung

§ 1 Einleitung

I. Rechtsvergleichende Fragestellung  

Die Diskussion um das parlamentarische Untersuchungsrecht und dessen 
rechtliche Ausgestaltung ist alt.1 Seit Inkrafttreten des Grundgesetzes waren die 
Debatten vor allem von der Forderung getragen, Art. 44 GG zu modifizieren 
und ein Verfahrensgesetz zu schaffen, das die Rechtsverhältnisse klar und ver-
bindlich regelt. Trotzdem scheiterten die – vor allem auf Grund der seit der 5. 
Wahlperiode geleisteten Vorarbeiten – eingebrachten Gesetzentwürfe.2

———————— 
1 Seit 1926 befassten sich insbesondere drei Deutsche Juristentage (DJT) mit diesem 

Thema: 34. DJT 1926, 45. DJT 1964, 64. DJT 1988. 
2 1962 hatte die 1952 aus Abgeordneten der Landesparlamente und des Bundestages 

gegründete Interparlamentarische Arbeitsgruppe (IPA) eine Kommission gebildet, die 
sich mit der Reform des Rechts der Untersuchungsausschüsse befasste. Auf Grund die-
ser Vorarbeiten hatten Abgeordnete aller Fraktionen bereits im Dezember 1962 einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes eingebracht (BT-Drs. V/2425), der 
jedoch in der Schlussabstimmung am 2.7.1969 die erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit 
verfehlte. Der Entwurf eines Verfahrensgesetzes (Gesetzentwurf über Einsetzung und 
Verfahren von Untersuchungsausschüssen, BT-Drs. V/4209), der auf die von der IPA-
Vollversammlung am 12.11.1968 verabschiedeten Verfahrensgrundsätze für Untersu-
chungsausschüsse („IPA-Regeln“) zurückging, unterfiel am Ende der 5. WP der Diskon-
tinuität. Die IPA-Regeln wurden bis zur Verabschiedung des PUAG regelmäßig mit der 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses als Geschäftsordnung beschlossen. Weitere 
Reformbemühungen gingen von der 1970 eingesetzten Enquete-Kommission „Verfas-
sungsreform“ (Zwischenbericht v. 21.9.1972, BT-Drs. V/3829, Schlussbericht v. 
2.12.1976, BT-Drs. 7/5924) aus. Gesetzentwürfe erfolgten in der 8. WP (BT-Drs. 
8/1180 und 8/1181), in der 10. WP (BT-Drs.10/6587 – sog. Schulte-Entwurf, benannt 
nach dem damaligen Vorsitzenden des Geschäftsordnungsausschusses, Manfred Schulte 
(SPD). Zu den Reformbestrebungen in der 11. WP zählten die Wiederauflage des in der 
10. WP nicht beratenen Schulte-Entwurfs (BT-Drs. 11/1896) wie auch der Entwurf der 
SPD-Bundestagsfraktion (BT-Drs. 11/2025). Die beiden Gesetzentwürfe wurden nach 
intensiven Beratungen im Geschäftsordnungsausschuss kurz vor Ende der 11. WP im 
sog. Porzner-Entwurf (benannt nach dem Ausschussvorsitzenden Konrad Porzner 



1. Teil: Einführung 20

Infolge der veränderten Mehrheitsverhältnisse durch die Bundestagswahl 
1998 und vor dem Hintergrund des 1999 eingesetzten Untersuchungs-
ausschusses zur Aufklärung des CDU-Parteispenden-Skandals (Parteispenden-
Untersuchungsausschuss) erhöhten sich auch die Chancen für ein Untersu-
chungsausschussgesetz. Während die früheren Debatten regelmäßig stark von 
dem Gedanken geprägt waren, Private vor Eingriffen durch parlamentarische 
Untersuchungen zu schützen,3 stand in der Diskussion um das Untersuchungs-
ausschussgesetz nunmehr das Aufklärungsinteresse des Parlaments im Vorder-
grund. Deshalb bestimmten im Wesentlichen drei Problemkreise die Diskussi-
on. Erstens, wie kann das Untersuchungsverfahren effizienter gestaltet werden? 
Zweitens, können Aussageverweigerungsrechte eingeschränkt oder die Aus-
kunftsfreudigkeit von Zeugen auf andere Art und Weise stimuliert werden? 
Dieses Bedürfnis resultierte aus dem Umstand, dass eine Anzahl von Schlüssel-
zeugen im Parteispenden-Untersuchungsausschuss schwiegen und die Arbeit 
des Ausschusses erheblich beeinträchtigten.4 Drittens, sollten die Rechte der 
Minderheit in Bezug auf das Beweisantragsrecht gestärkt werden?5

Hinsichtlich dieser Fragen stieg auch das Interesse daran, einen Blick in 
fremde Rechtsordnungen zu werfen. Allerdings konnte dem Bedürfnis nach 
einer rechtsvergleichenden Untersuchung infolge des Zeit- und Reformdrucks
nicht in gebührendem Umfang entsprochen werden. Das Untersuchungs-
ausschussgesetz (PUAG) fand am 19. Juni 2001 einen erfolgreichen Abschluss 
und wurde einstimmig beschlossen.6 Rechtsprechung, Literatur und Praxis par-
lamentarischer Untersuchungsverfahren anderer Staaten konnten nicht vertieft 
ausgewertet werden.7 Diese Lücke will die vorliegende Arbeit im Hinblick auf 
die Vereinigten Staaten zu schließen versuchen.  

———————— 
(SPD), Beschlussempfehlung und Bericht, BT-Drs. 11/8085) zusammengeführt, fand 
jedoch im Plenum nicht die erforderliche Zustimmung (11. WP, 234. Sitz. v. 
31.10.1990, BT-Plenarprotokoll, S. 18686). Zu den Einzelheiten vgl. zusammenfassend: 
Wiefelspütz, Untersuchungsausschussgesetz, S. 90ff.; Masing, Parlamentarische Unter-
suchungen, S. 63ff.  

3 Vgl. insbesondere die Diskussion auf dem 57. DJT, 1988, S. E 5ff. (Referat Schrö-
der), M 7ff. (Referat Bickel), S. M 54ff. (Referat Schneider), S. M 99ff. (Diskussion). 

4 Zu den Einzelheiten im Untersuchungsausschuss „Parteispenden“ vgl. Kerbein,
Selbstbelastungsfreiheit, S. 65ff. 

5 Diese Frage entschied das BVerfG in seinem Urteil v. 18.3.2002, indem es erklärte, 
dass den Beweisanträgen der einsetzungsberechtigten Minderheit Folge zu leisten sei, 
soweit das Antragsrecht nicht „sachwidrig oder missbräuchlich“ ausgeübt werde, 
BVerfGE 105, 197, 225. Das PUAG hatte bereits zuvor eine entsprechende Regelung im 
Gesetz vorgesehen. 

6 Verkündet am 25.6.2001 (BGBl. I, Nr. 28, S. 1142).  
7 Einen Überblick über das Untersuchungsrecht des Kongresses verschafften sich die 

Berichterstatter im federführenden Ausschuss im Herbst 2000, vgl. Bericht über eine 
Delegationsreise des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
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Der Vergleich gerade mit dem Untersuchungsrecht der Vereinigten Staaten 
ist aus einer Vielzahl von Gründen von besonderem Interesse: Beide Staaten 
gründen sich konstitutiv auf das Demokratie- und das Gewaltenteilungsprinzip. 
Die Grundgesetzgebung erfolgte politisch-institutionell und ideologisch auch 
unter amerikanischem Einfluss.8 Die historischen Wurzeln des parlamentari-
schen Untersuchungsrechts der Bundesrepublik finden sich, wie die des Unter-
suchungsrechts in den Vereinigten Staaten, im englischen Parlamentarismus. 
Darüber hinaus ist die umfangreiche Untersuchungstätigkeit des US-
Kongresses seit langem bekannt und verspricht auf Grund der umfangreichen 
Erfahrungen – mit Blick auf Reformüberlegungen des deutschen Rechts – ein 
lohnendes Vergleichsobjekt zu sein.9 Die letzte wissenschaftliche Arbeit zu 
diesem Thema stammt aus dem Jahr 1966 und muss als längst überholt gelten.10

Neuere verfahrensrechtliche Entwicklungen, die das parlamentarische Untersu-
chungsrecht in wesentlichen Punkten weiterentwickelt haben, wie bspw. die 
Ethikverfahren des US-Kongresses oder Skandale, die die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit besonders auf sich zogen, wie die Watergate oder die Iran-
Contra-Affäre, konnten dort nicht berücksichtigt werden. 

Gleichfalls könnte Grund zur Skepsis gegenüber dem vergleichenden Ansatz 
bestehen. Es könnte eingewandt werden, das Untersuchungsrecht beider Staa-
ten lasse sich nicht vergleichen, weil sich die Regierungssysteme so maßgeb-
lich voneinander unterschieden, dass es sich um einen Vergleich verschiedener, 
je einzigartiger Phänomene handele. In der modernen Typologie der Regie-
rungsformen gelten die Vereinigten Staaten als Idealtyp des präsidentiellen, die 
Bundesrepublik als Vertreter des parlamentarischen Regierungssystems. Er-
kenntnistheoretisch argumentiert, lässt sich dem entgegenhalten, dass jedes 
„Ding“ erst durch die Unterscheidung von anderen „Dingen“ individuelle Iden-
tität bekommt, dass sich die Vorstellungswelt gerade durch Vergleiche bildet. 
Für den Systemvergleich kann ganz allgemein darauf hingewiesen werden, dass 
die sog. Grundtypen der Regierungssysteme gerade mit dieser Methode entwi-
ckelt wurden (siehe II.5.). Warum sollte der vergleichende Ansatz also für das 
parlamentarische Untersuchungsrecht beider Staaten gerade nicht taugen? Im 
Übrigen wird sich zeigen, dass die Frage des Regierungssystems für das zu 

———————— 
zum Untersuchungsrecht und Untersuchungsverfahren in den USA v. 18.-22.9.2000, 
Ausschuss-Drs. 14-G-54. 

8 Spevack, Amerikanische Einflüsse auf die Entstehung des Grundgesetzes, in: 
Kremp/Mielke, S. 3ff.; zum Einfluss der amerikanischen Verfassungsgerichtsbarkeit auf 
die Schaffung des BVerfG, vgl. Steinberger, Ausländische Einflüsse bei Entstehung des 
Grundgesetzes, in: 40 Jahre Grundgesetz, S. 41, 53, der das amerikanische Beispiel Pate 
stehen sieht. 

9 Brugger, Einführung in das öffentliche Recht der USA, S. 62, Fraenkel, Das ameri-
kanische Regierungssystem, S. 230. 

10 Gascard, Untersuchungsrecht in rechtsvergleichender Sicht, S. 5ff. 


